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Vertrag über freie Mitarbeit

zwischen

1.	………………………………………………………………… (Bezeichnung des weiteren Trägers), vertreten durch …………………………………………………… (Bezeichnung der vertretungsberechtigten Personen), ……………………………………………………………………. Adresse), 

- im Folgenden: Träger –

und

2.	Herrn/Frau …………………………………………………………………………. (Vorname, Name), ……………………………………………………………………………………………………. (Adresse) 

- im Folgenden: freier Mitarbeiter/freie Mitarbeiterin – 




Präambel

Ziel der Vereinbarung ist die Begründung eines Dienstvertrages über eine freie Mitarbeit. Die Begründung eines Arbeitsverhältnisses ist nicht beabsichtigt und von dem freien Mitarbeiter/der freien Mitarbeiterin ausdrücklich nicht gewünscht. 





§ 1
Vertragsgegenstand

(1)	Der Träger beauftragt den freien Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin mit der Durchführung von Betreuungsleistungen an der ……………………schule. Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin führt Betreuungsveranstaltungen mit den Inhalten ……………………………………………. durch. 

(2)	Der Träger und der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin legen die zeitliche Lage der Betreuungsleistung zu Beginn eines Schulhalbjahres einvernehmlich fest. Der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin ist berechtigt, Betreuungsleistungen abzulehnen, wenn eine Einigung über die zeitliche Lage der Betreuungsleistung nicht gefunden werden kann. 


§ 2
Weisungsfreiheit

(1)	Dem freien Mitarbeiter/Der freien Mitarbeiterin steht es frei, die ihm/ihr angebotenen Aufträge anzunehmen oder abzulehnen. 

(2)	Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin ist in der inhaltlichen und fachlichen Gestaltung seiner/ihrer Tätigkeit frei. Der Träger wird insoweit dem freien Mitarbeiter/der freien Mitarbeiterin keine Weisungen erteilen. 

(3)	Der Schulleitung steht nach § 33 Absatz 3 Satz 1 Schulgesetz (SchulG) zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 33 Absatz 2 SchulG gegenüber allen in der Schule tätigen Personen ein Weisungsrecht zu, das sich auch auf den freien Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin erstreckt. Es besteht Einvernehmen, dass das Weisungsrecht die Schulleitung nicht zur Erteilung von Weisungen befugt, die die inhaltliche und fachliche Gestaltung der Tätigkeit des freien Mitarbeiters/der freien Mitarbeiterin berühren.


§ 3
Vergütung

(1)	Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin erhält für seine/ihre vertraglich geschuldeten Leistungen eine Pauschalvergütung in Höhe von ……………………… Euro zuzüglich eventuell anfallender Umsatzsteuer. Die Umsatzsteuer fällt nur dann an, wenn der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

(2)	Die Vergütung ist nach Erbringung der vertraglich geschuldeten Leistung zum Ende des Schulhalbjahres zur Zahlung fällig. Die Fälligkeit setzt eine ordnungsgemäße Rechnungstellung unter Ausweis eventuell anfallender Umsatzsteuer durch den freien Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin voraus. 

(3)	Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin ist berechtigt, jeweils zur Hälfte eines Schulhalbjahres eine Abschlagsrechnung über die Hälfte der vereinbarten Vergütung (zuzüglich eventuell anfallender Umsatzsteuer) zu stellen. Der Träger wird 14 Tage nach ordnungsgemäßer Stellung der Abschlagsrechnung die Rechnung ausgleichen. 

(4)	Mit der Zahlung der vereinbarten Vergütung sind sämtliche Aufwendungen des freien Mitarbeiters/der freien Mitarbeiterin abgegolten, auch solche für seine/ihre soziale Absicherung und für den Einsatz eigener Betriebsmittel. Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin verpflichtet sich, für die ordnungsgemäße Versteuerung der Vergütung Sorge zu tragen. Er/Sie stellt den Träger von etwaigen Forderungen des Finanzamtes ebenso wie von etwaigen Forderungen eines Sozialversicherungsträgers frei. Für den Fall, dass entgegen dieser Vereinbarung und dem Willen der Parteien das Vertragsverhältnis durch die Sozialversicherungsträger als sozialversicherungspflichtig angesehen werden sollte, hat der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin dem Träger alle nachträglich zu zahlenden Sozialversicherungsbeiträge zu erstatten. 


§ 4
Arbeitsmittel/Voraussetzungen der Tätigkeit

(1)	Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin setzt für die Ausübung seiner/ihrer Tätigkeit ausschließlich eigene Arbeitsmittel auf eigene Kosten und eigenes Risiko ein. 

(2)	Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin ist allein für die Beschaffung und Aufrechterhaltung der für seine/ihre Tätigkeit nach diesem Vertrag erforderlichen Erlaubnisse und sonstigen zivil- und öffentlich-rechtlichen Voraussetzungen verantwortlich.



§ 5
Eigentum, Rechtsübertragung

(1)	Alle Arbeiten und Beiträge, die der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin im Rahmen seiner/ihrer Tätigkeit für den Träger erstellt, werden und bleiben Eigentum des Trägers und dürfen nur mit dessen Zustimmung verwendet werden. 

(2)	Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin überträgt dem Träger ausschließlich und zeitlich sowie räumlich unbeschränkt sämtliche urheberrechtlichen Nutzungsrechte, Verwertungsrechte, Leistungsschutzrechte und sonstige Schutzrechte, soweit diese im Zusammenhang mit der Erbringung von Leistungen nach § 1 stehen. 


§ 6
Verhinderung

(1)	Bei Verhinderung ist der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin berechtigt, sich durch andere Personen, die qualitativ und quantitativ gleichartige und gleichwertige Aufträge erbringen können, vertreten zu lassen. In diesem Fall muss der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin dies so rechtzeitig mitteilen, dass der Träger die betroffene Schule informieren kann. Im Vertretungsfall kommt ein Auftragsverhältnis zwischen dem Träger und der Ersatzkraft nicht zustande. Vielmehr verpflichtet sich der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin, die Ersatzkraft zu vergüten und den Träger von sämtlichen, aus der Gestellung der Ersatzkraft folgenden Ansprüchen der Ersatzkraft und/oder Dritter freizuhalten. 

(2)	Der Einsatz einer Ersatzkraft nach Absatz 1 setzt voraus, dass für diese ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30 a Bundeszentralregistergesetz (BZRG) vorgelegt wird. Der Einsatz der Ersatzkraft darf darüber hinaus nur erfolgen, nachdem die Belehrung gemäß § 35 Infektionsschutzgesetz (IfSG) durch den Träger erfolgt ist. 


§ 7
Verschwiegenheit

Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin verpflichtet sich, während und nach Beendigung des Dienstverhältnisses alle ihm/ihr zur Kenntnis gelangten betrieblichen Angelegenheiten, insbesondere vertrauliche Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, die ihm/ihr während oder aus Anlass seiner/ihrer Tätigkeit bei dem Träger bekannt werden, geheim zu halten. 


§ 8
EDV/Datenschutzklausel

(1) Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin verpflichtet sich, Raubkopien und Software, die nicht vom Schulträger lizensiert sind, weder zu erstellen noch zu verbreiten. Es wird darauf hingewiesen, dass im Zuwiderhandlungsfall der Schulträger berechtigt ist, für von dem Schulträger ggf. zu leistende Bußgelder oder Schadensersatzsummen bei dem freien Mitarbeiter/der freien Mitarbeiterin in voller Höhe Regress zu nehmen.

(2) Während des Dienstverhältnisses anfallende personenbezogene Daten werden im Rahmen der Zweckbestimmung des Vertragsverhältnisses maschinell gespeichert und verarbeitet. Rechtsgrundlage hierfür ist Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 lit. b DSGVO. Die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften, insbesondere die der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), ist sichergestellt. Weitere Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten sind der Anlage 1 dieses Vertrages zu entnehmen.


§ 9
Wahrung des Datengeheimnisses

(1) Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin wird aufgrund seiner/ihrer Aufgabenstellung auf die Wahrung der Vertraulichkeit personenbezogener Daten im Sinne des Artikel 5 Absatz 1 lit. f DSGVO verpflichtet, zu denen sie/er im Rahmen ihrer/seiner Tätigkeit Zugang erhält oder Kenntnis erlangt. Personenbezogene Daten sind danach so zu verarbeiten, dass stets die Vertraulichkeit und Integrität der Daten gewährleistet ist. Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin ist nur berechtigt, personenbezogene Daten in dem Umfang und in der Weise zu verarbeiten, wie dies zur Erfüllung der ihm/ihr übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Es ist ihm/ihr untersagt, personenbezogene Daten unbefugt oder unrechtmäßig zu verarbeiten. Ebenso darf die Sicherheit der Datenverarbeitung nicht verletzt werden. Dadurch sind insbesondere die mögliche Vernichtung, der Verlust, die Veränderung, unbefugte Offenlegung oder unbefugter Zugang durch Dritte zu verhindern. 

Personenbezogene Daten im Sinne der DSGVO sind alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen; als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind.

(2) Die Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit von personenbezogenen Daten bezieht sich sowohl auf Daten von Mitarbeitern, Schülern, Eltern als auch von sonstigen Dritten, von denen der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin aus Anlass seiner/ihrer Tätigkeit für den Schulträger Kenntnis erlangt hat. Dies gilt auch für betriebliche Daten, von denen der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin aus Anlass seiner/ihrer Tätigkeit für den Schulträger Kenntnis erlangt hat.

(3) Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin ist darüber belehrt worden, dass Verstöße gegen Datenschutzbestimmungen nach Artikel 83 Absatz 4 DSGVO, §§ 42, 43 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) sowie nach anderen Strafvorschriften mit Freiheits- oder Geldstrafe geahndet werden können. In der Verletzung der Vertraulichkeit kann zugleich eine Verletzung dienstrechtlicher Schweigepflichten liegen. 

(4) Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt auch über die Beendigung des Dienstverhältnisses hinaus fort. Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin erklärt, hinreichend über die Verpflichtung zur Vertraulichkeit und die sich daraus ergebenden Verhaltensweisen unterrichtet zu sein.


§ 10
Dauer des Vertrages

(1)	Das Vertragsverhältnis beginnt am ………………….. und wird bis zum ……………………… befristet. Es endet demnach am ………………………, ohne dass es einer Kündigung bedarf. Während der Vertragslaufzeit kann das Vertragsverhältnis von beiden Parteien jederzeit mit einer Frist von zwei Wochen beendet werden. 

(2)	Das Recht zur fristlosen Kündigung des Dienstvertrages aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Zwischen den Parteien besteht Einvernehmen, dass ein wichtiger Kündigungsgrund bei Gründen gegeben ist, die im Schuldienst zur fristlosen Kündigung oder zur Entfernung aus dem Dienst berechtigen würden. 
§ 11
Schlussbestimmungen

(1)	Die Wirksamkeit des Dienstvertrages steht unter der aufschiebenden Bedingung der Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach § 30 a Bundeszentralregistergesetz (BZRG) durch den freien Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin. Die Kosten des Führungszeugnisses trägt der freie Mitarbeiter/die freie Mitarbeiterin. 

(2)	Der freie Mitarbeiter/Die freie Mitarbeiterin bestätigt, vom Träger nach § 35 Infektionsschutzgesetz (IfSG) belehrt worden zu sein. 

(3)	Änderungen und Ergänzungen dieses Dienstvertrages einschließlich seiner einvernehmlichen Aufhebung oder Kündigung sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Die Aufhebung des Schriftformerfordernisses bedarf seinerseits der Schriftform. 

(4)	Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. 

[bookmark: _GoBack](5)	Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Parteien sind in einem solchen Fall verpflichtet, die rechtsunwirksame Bestimmung durch eine rechtlich zulässige und mit den Bestimmungen dieses Vertrages in Übereinstimmung stehende Regelung zu ersetzen, welche dem wirtschaftlich verfolgten Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt.


Ort, den ……………………………….



	…………………………………………………
	…………………………………………………

	Träger
	freier Mitarbeiter/freie Mitarbeiterin








